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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg
vom 7. August 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte trÃ¤gt auch die Kosten der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig ist bei den Beteiligten, ob die KlÃ¤gerin Anspruch auf ein zweites Lipofilling
der linken Brust zum Ausgleich einer Volumenasymmetrie hat.

Â 
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Die 1988 geborene KlÃ¤gerin ist bei der beklagten Krankenkasse (KK) gesetzlich
krankenversichert. Sie leidet an einer AnlagestÃ¶rung der linken Brust mit
tubolÃ¤rer Fehlbildung, Stadium II bis III (vgl. Bericht E. vom 27. April 2018). Am 4.
Dezember 2017 erfolgte die Rekonstruktion der linken Brust mit glanulÃ¤rer
Rotationslappenplastik und Autoaugmentation mittels Lipotransfer vom Unterbau
und den Flanken (204 ml) sowie ausgleichender periareolÃ¤rer Straffung rechts und
Neupositionierung der Submammafalte links.

Â 

Die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r eine erste Rekonstruktion der Brust erfolgte
aufgrund eines begÃ¼nstigenden Bescheides der Beklagten vom 11. Oktober 2017.
In diesem Bescheid heiÃ�t es, dass die Kosten der Rekonstruktion der Brust links
mittels subpektoralem Implantats sowie Angleichung der rechten Seite mittels Pexie
im Rahmen einer stationÃ¤ren Behandlung im F. Ã¼bernommen wÃ¼rden. Die
Bewilligung basierte auf einem im Antragsverfahren vorgelegten Bericht des G.
Klinikums vom 21. Juni 2017. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf diesen Bericht
Bezug genommen.

Â 

AnlÃ¤sslich einer Verlaufskontrolle am 6. April 2018 stellte die ChefÃ¤rztin des E.,
Zentrum fÃ¼r OrthopÃ¤die, Unfallchirurgie und Ã�sthetik, Dr. H. fest, dass sich auf
der linken Seite eine gute AuffÃ¼llung der beiden unteren Quadranten zeige,
insbesondere im lateralen oberen und unteren Quadranten bestehe eine
natÃ¼rliche Form. Der Abstand der Submamafalte betrage rechts 8, links 8 cm. Im
Vergleich zum prÃ¤operativen Befund sei auf der linken Seite der Abstand 6,5 cm.
Der Mamillen-Submammarfalten-Abstand rechts habe 23, links 22 cm betragen und
sei somit 0,5 cm grÃ¶Ã�er als prÃ¤operativ. Es wurde die Empfehlung zu einem
weiteren Ausgleich der Volumenasymmetrie mittels eines zweiten Lipofilling der
linken Brust ausgesprochen. Aufgrund der aufwÃ¤ndigen Rekonstruktion sei bei der
PrimÃ¤roperation am 4. Dezember 2017 ein Volumen von 204 ml Eigenfett
transplantiert worden. Die Patientin sei schon Ã¼ber die OP-Risiken und AblÃ¤ufe
informiert worden. Der Eingriff sollte ebenfalls im Rahmen eines kurzen
stationÃ¤ren Aufenthalts stattfinden. Die zweite Sitzung des Lipofilling war
ursprÃ¼nglich fÃ¼r August 2018 geplant.

Â 

Unter dem 14. Mai 2018 beantragte die KlÃ¤gerin fÃ¼r die zweite Operation eine
KostenÃ¼bernahme bei der Beklagten. Sie verwies dabei auf den Bericht vom 6.
April 2018.

Â 

In einem Aktenvermerk der Beklagten vom 28. Mai 2018 heiÃ�t es, dass nicht die
MaÃ�nahme durchgefÃ¼hrt worden sei, die bewilligt worden sei. Durch ein
autonomes Handeln des Krankenhauses sei eine andere, auÃ�ervertragliche
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Leistung zum Tragen gekommen, die nicht bewilligt worden sei. Auf Nachfragen
habe die Versicherte erklÃ¤rt, dass sie eigentlich die LipomaÃ�nahme (Lipofilling)
nicht gewollt habe. Jedoch haben ihr die Ã�rzte dazu geraten. Gleichzeitig habe die
Ã�rzte ihr versichert, dass eine mÃ¶gliche Resektion des Eigenfettes und eine
demzufolge neue Notwendigkeit einer weiteren Operation kein Problem sei, die KK
mÃ¼sste dann immer wieder zahlen, wenn das einmal bewilligt worden wÃ¤re.

Â 

Die Beklagte holte eine Stellungnahme vom Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung (MDK) unter folgender Fragestellung ein: Die 2017 beantragte
Brustkorrektur-Operation habe stattgefunden, sei jedoch nicht analog der
Kostenzusage ausgefÃ¼hrt worden. Demzufolge sei die Rekonstruktion der linken
Brust offenbar nicht abgeschlossen. Es werde um Beurteilung gebeten, ob die
medizinische Notwendigkeit fÃ¼r eine weitere Angleichung der linken Brust
vorliege. Es seien ggf. operative MÃ¶glichkeiten in diesem Zusammenhang zu
benennen. In seiner sozialmedizinischen Stellungnahme hat der SachverstÃ¤ndige
des MDK unter dem 31. Mai 2018 mitgeteilt, dass es richtig sei, dass das Lipofilling
zunÃ¤chst den Charakter einer auÃ�ervertraglichen Leistung habe. Da jedoch im
Rahmen des Â§ 137c SGB V auch auÃ�ervertragliche Leistungen wÃ¤hrend eines
stationÃ¤ren Aufenthaltes erbracht werden dÃ¼rften, wenn die Methode ein
ausreichendes Potenzial bezÃ¼glich Effizienz und Wirtschaftlichkeit habe, sei dies
nicht zu beanstanden. Beim Lipofilling sei es normal, dass in einer zweiten Sitzung
erneut Fett nachgefÃ¼llt werden mÃ¼sste, da das Eigenfett, das bei der ersten
Sitzung transplantiert worden sei, zum Teil resorbiert werde, oder sich auch
manchmal sog. Ã�lzysten bildeten. Gegeben sei ein Volumendefizit, das
methodenbedingt sei. Die vorliegende Fotodokumentation zeige jedoch einen derart
geringen Volumenunterschied zwischen der rechten und der linken Brust, dass die
Schwelle der Erheblichkeit lange nicht Ã¼berschritten werde, ab der man von einer
Entstellung sprechen kÃ¶nnte, da beim Tragen eines konfektionierten BHs eine
Seite nicht gefÃ¼llt werde. Aus diesem Grunde werde eine KostenÃ¼bernahme
nicht empfohlen.

Â 

Mit Bescheid vom 7. Juli 2018 lehnte die Beklagte die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine
zweite MaÃ�nahme des Lipofilling ab. Der SachverstÃ¤ndige des MDK sei zu dem
Ergebnis gekommen, dass anhand der eingereichten Unterlagen die medizinische
Notwendigkeit fÃ¼r das Ausgleichen der Volumenasymmetrie der linken Brust nicht
nachvollziehbar sei. ZusÃ¤tzlich wÃ¼rde es sich bei der MaÃ�nahme des Lipofilling
um eine Leistung handeln, die nicht zum Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) zÃ¤hle und somit nicht von der KK Ã¼bernommen
werden kÃ¶nnte.

Â 

Dagegen richtete sich die KlÃ¤gerin mit ihrem Widerspruch vom 11. Juni 2018
(Eingang 18. Juni 2018). Mit der Bewilligung des ersten Eingriffs und der bekannten
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weiteren Behandlung hÃ¤tte eine AufklÃ¤rung erfolgen mÃ¼ssen. Sie habe sich auf
die Zusammenarbeit der KK und der Ã�rzte verlassen und die Behandlung
gewÃ¤hlt, weil ihr die Wahl gelassen worden sei. Da der erste Eingriff bewilligt und
bezahlt worden sei, sei auch die Folgebehandlung notwendig.

Â 

Im Widerspruchsverfahren hat die Beklagte erneut den MDK mit der Erstellung
eines Gutachtens beauftragt. In dem Gutachten vom 27. August 2018 kommt der
SachverstÃ¤ndige erneut zu dem Ergebnis, dass die medizinischen
Voraussetzungen fÃ¼r eine LeistungsgewÃ¤hrung nicht erfÃ¼llt seien. Anhand der
vorliegenden Unterlagen und auch der Durchsicht der Bilddokumentation kÃ¶nne
nach aktueller Sicht eine entstellende Asymmetrie der BrÃ¼ste nicht ausreichend
erkannt werden. Es gelte der Leitsatz des bekleideten Zustands fÃ¼r den Begriff
der Entstellung. Die rechte Brust mit etwas abgeflachtem oberen Quadranten
erscheine nicht so different zur linken Seite, dass eine Angleichung aus
medizinischer Sicht notwendig wÃ¤re. Eine Kompensation Ã¼ber einen gut
sitzenden BH, mÃ¶glicherweise auch mit leichtem Push-Up-Effekt erscheine hier
zumutbar und ausreichend.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 30. November 2018 wies die Beklagte den
Widerspruch der KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Es bestehe kein Anspruch auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine Korrektur der linken Brust mittels Lipofilling. Eine
stationÃ¤re Korrektur kÃ¶nne nur dann in die Leistungspflicht der KKen fallen, wenn
die Anomalie der BrÃ¼ste eine Krankheit darstelle und anderweitige Behandlungen
nicht zielfÃ¼hrend seien. Im Falle der KlÃ¤gerin kÃ¶nnte jedoch eine kÃ¶rperliche
UnregelmÃ¤Ã�igkeit mit Krankheitswert schon nicht festgestellt werden und sei
auch von der KlÃ¤gerin nicht vorgetragen worden. Eine Entstellung im rechtlichen
Sinne liege nicht vor. Eine Entstellung kÃ¶nne weder vom Gutachter bestÃ¤tigt
werden, noch lieÃ�e sich diese anhand der Ã¼bermittelten Lichtbilder feststellen.
Etwaige psychische Belastungen, die aus einer Unzufriedenheit mit kÃ¶rperlichen
Gegebenheiten resultierten, kÃ¶nnten insoweit keinen Anspruch auf einen
chirurgischen Eingriff begrÃ¼nden. Auch wenn die KlÃ¤gerin dies subjektiv anders
beurteile, stellte sich ihr Wunsch nach der begehrten brustkorrigierenden Operation
rechtlich gleichwohl als rein kosmetisch-Ã¤sthetisch dar und dÃ¼rfe mithin nicht
zulasten der KK erbracht werden. Auch die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das
stationÃ¤re Lipofilling (Form der Reproduktion in Kombination mit einer
Eigenfetttransplantation) sei aus rechtlichen GrÃ¼nden nicht mÃ¶glich.
Voraussetzung fÃ¼r eine stationÃ¤re MaÃ�nahme sei, dass die Behandlung dem
allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse genÃ¼ge, dies
bedeute, dass die BehandlungsqualitÃ¤t gesichert sei. Es mÃ¼sse sichergestellt
werden, dass die Behandlung ungefÃ¤hrlich sei und dass auch der angestrebte
Erfolg, nÃ¤mlich die Beseitigung des krankhaften Zustandes, mit Sicherheit
eintreten werde.

Â 
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Die KlÃ¤gerin hat am 21. Dezember 2018 Klage vor dem Sozialgericht (SG)
Oldenburg erhoben. Sie begehrt weiterhin die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine
Korrektur der linken Brust mittels Lipofilling. Es bestehe ein Anspruch auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die endgÃ¼ltige Korrektur der linken Brust mittels eines
zweiten Lipofilling. FÃ¼r die KlÃ¤gerin stelle die Anomalie ihrer BrÃ¼ste eine
kÃ¶rperliche UnregelmÃ¤Ã�igkeit mit Krankheitswert dar. Es sei von einer
entstellenden Wirkung auszugehen. Aufgrund ihres jungen Alters sei ihr zu einer
Rekonstruktion mit Eigenfett geraten worden.

Â 

Das SG hat im erstinstanzlichen Verfahren Befundberichte eingeholt von den
behandelnden Ã�rzten des E. (vgl. Bericht vom 21. Juni 2019) und von den
FachÃ¤rzten fÃ¼r Allgemeinmedizin I. (Bericht vom 1. Juli 2019) sowie von den
FachÃ¤rzten fÃ¼r Frauenheilkunde J. (Bericht vom 2. November 2019). Auf diese
wird hinsichtlich der Einzelheiten ergÃ¤nzend Bezug genommen.

Â 

Das SG hat mit Urteil vom 7. August 2020 die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 7. Juni 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30.
November 2018 verurteilt, die Kosten fÃ¼r die Korrektur-Operation der linken Brust
mittels Lipofilling zu Ã¼bernehmen. Die Klage sei zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Die
Bescheide der Beklagte seien rechtswidrig. GemÃ¤Ã� Â§ 27 Abs.1 Satz 1 SGB V
hÃ¤tten Versicherte Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie notwendig sei, um
eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
Krankheitsbeschwerden zu lindern. Die Krankenbehandlung umfasse gemÃ¤Ã� Â§
27 Abs.1 Satz 2 Nr. 5 SGB V Krankenhausbehandlung in einem zugelassenen
Krankenhaus im Sinne des Â§ 108 SGB V. Danach sei der Klageanspruch
begrÃ¼ndet, denn auch der MDK fÃ¼hre aus, dass es beim Lipofilling normal sei,
dass in einer zweiten Sitzung erneut Eigenfett nachgefÃ¼llt werden mÃ¼sse, da
das Eigenfett, das bei der ersten Sitzung transplantiert worden sei, zum Teil
resorbiert werde oder auch sog. Ã�lzysten bilde. Insoweit werde auf die
AusfÃ¼hrungen des MDK in der sozialmedizinischen Stellungnahme vom 31. Mai
2018 Bezug genommen. Die DurchfÃ¼hrung einer Korrektur-Operation sei daher
medizinisch notwendig. Auf die Frage, ob Lipofilling eine Leistung der GKV sei,
kÃ¤me es in diesem Zusammenhang im vorliegenden Fall nicht an, denn insoweit
habe die KlÃ¤gerin einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch. Der
sozialrechtliche Herstellungsanspruch sei ein von der Rechtsprechung entwickeltes
Rechtsinstitut. Er sei auf die Vornahme der notwendigen Amtshandlungen zur
Erstellung des Zustands gerichtet, der bestehen wÃ¼rde, wenn der
SozialleistungstrÃ¤ger die ihm aus dem SozialrechtsverhÃ¤ltnis erwachsenden
Nebenpflichten ordnungsgemÃ¤Ã� wahrgenommen hÃ¤tte. Voraussetzung fÃ¼r
den sozialrechtlichen Herstellungsanspruch sei stets das Bestehen eines Schadens.
Dieser mÃ¼sse durch ein Verhalten â�� Tun oder Unterlassen â�� des
SozialleistungstrÃ¤gers wesentlich verursacht worden sein, d.h. das Verhalten des
SozialleistungstrÃ¤gers in Form einer Betreuungspflichtverletzung mÃ¼sse
rechtlich wesentliche Nachteilsursache geworden sein, meistens in der Weise, dass
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es den Betreffenden zu einer ihm nachteiligen Disposition veranlasst habe. Ein
Verschulden sei â�� anders als im zivilen Schadensersatzrecht â�� in der Regel
nicht erforderlich. Vom Ziel her sei der sozialrechtliche Herstellungsanspruch nicht
primÃ¤r auf einen Schadensersatz zivilrechtlicher Art gerichtet, insbesondere nicht
unmittelbar auf eine Geldleistung. Vielmehr solle der Rechtsfolgezustand hergestellt
werden, der bestanden hÃ¤tte, wenn der SozialleistungstrÃ¤ger sich
pflichtgemÃ¤Ã� verhalten hÃ¤tte, z.B. seiner Beratungspflicht ordnungsgemÃ¤Ã�
nachgekommen wÃ¤re. Im vorliegenden Fall hÃ¤tte zum Zeitpunkt der ersten
Operation im Dezember 2017 durch das Krankenhaus eine AufklÃ¤rung der
KlÃ¤gerin dahingehend erfolgen mÃ¼ssen, dass weitere Kosten durch eine zweite
Operation entstehen wÃ¼rden fÃ¼r den Fall, dass sich die KlÃ¤gerin fÃ¼r ein
Lipofilling entscheide. Diese Information wÃ¤re fÃ¼r die KlÃ¤gerin von Bedeutung
gewesen, denn sie hÃ¤tte sich in diesem Fall fÃ¼r die Einlage eines Implantates
entschieden. Dadurch, dass die Frage der Kosten einer zweiten Operation im
Dezember 2017 nicht erÃ¶rtert worden sei, seien durch die Ã�bernahme der Kosten
fÃ¼r die erste Operation Fakten geschaffen worden, die zur Folge hÃ¤tten, dass
nunmehr auch die Kosten des zweiten Eingriffs von der Beklagten zu tragen seien.
Das VersÃ¤umnis des Krankenhauses als Leistungserbringer mÃ¼sse sich die
Beklagte zurechnen lassen. Im Ã�brigen habe die Beklagte die Kosten fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung der ersten Operation getragen, obwohl sich der Bescheid vom 11.
Oktober 2017 auf die durchgefÃ¼hrte Operationsmethode (Lipofilling) gar nicht
beziehe. Vor diesem Hintergrund wÃ¼rde es einen Fall unzulÃ¤ssiger
RechtsausÃ¼bung darstellen, die Kostentragung fÃ¼r die Folgeoperation zu
verweigern.

Â 

Gegen das am 25. September 2020 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 23.
Oktober 2020 Berufung bei dem Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen
eingelegt.

Â 

Auf Antrag der Beklagten hat der Vorsitzende des 4. Senates mit Beschluss vom 6.
November 2020 die Vollstreckung aus dem Urteil des SG Oldenburg vom 7. August
2020 bis zur Erledigung des Rechtsstreits im Berufungsrechtszug ausgesetzt.

Â 

Die Beklagte trÃ¤gt im Berufungsverfahren vor, dass das erstinstanzliche Gericht
den Sachverhalt bereits unzutreffend und unvollstÃ¤ndig wiedergegeben habe. Die
Beklagte habe mit Bescheid vom 11. Oktober 2017 nur eine KostenÃ¼bernahme
fÃ¼r eine Rekonstruktion der Brust links mittels subpektoralem Implantats sowie
Angleichung der rechten Seite mittels Pexie im Rahmen einer stationÃ¤ren
Behandlung Ã¼bernommen. Das Gericht kÃ¶nne das Vorliegen von
AufklÃ¤rungsfehlern und das Vorliegen einer objektiven Pflichtwidrigkeit nicht
beurteilen, ohne die aus dem Verfahren aus dem Jahre 2017 seitens der Beklagten
vorgelegten Verwaltungsakten in die Sachverhaltsermittlung einzubeziehen. Aus
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den sozialmedizinischen Stellungnahmen des MDK ergebe sich eindeutig, dass die
Voraussetzungen einer KostenÃ¼bernahme nicht zu bejahen und das beantragte
Lipofilling keine notwendige Leistung zur Behandlung einer Krankheit sei. Aus dem
Gutachten des MDK gehe eindeutig hervor, dass die Voraussetzungen einer
KostenÃ¼bernahme nicht gegeben seien. Das erstinstanzliche Gericht habe einen
Anspruch auf KostenÃ¼bernahme vielmehr angenommen, da die DurchfÃ¼hrung
einer Folgeoperation und erneute Transplantation von Eigenfett Ã¼blich sei. Somit
verkenne das Gericht die tatbestandlichen Voraussetzungen eines Anspruchs auf
stationÃ¤re Krankenbehandlung im System der GKV. Dieser setze stets einen
behandlungsbedÃ¼rftigen Zustand, d.h. eine Erkrankung voraus. Die
Voraussetzungen fÃ¼r einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch seien nicht
gegeben. HierfÃ¼r mÃ¼sste die Versicherte durch das Fehlverhalten eines
SozialleistungstrÃ¤gers in Form der Verletzung der Pflichten aus dem
SozialrechtsverhÃ¤ltnis kausal einen rechtlichen Nachteil erlitten haben.

Â 

Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom 17. August 2020 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie erachte die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den gesamten Inhalt der Gerichtsakten und der beigezogenen
Verwaltungsakten Bezug genommen. Diese sind Gegenstand der
Entscheidungsfindung des Senates gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

                             7 / 10



 

Vorliegend kÃ¶nnte eine Entscheidung durch die Berichterstatterin gemÃ¤Ã� Â§
155 Abs. 3 und 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG getroffen werden, weil die Beteiligten hierzu
ausdrÃ¼cklich ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt haben.

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten kann keinen Erfolg haben; sie ist nicht
begrÃ¼ndet. Das SG hat im Ergebnis zutreffend mit Urteil vom 17. August 2020
einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf Versorgung mit einer zweiten Korrektur-Operation
der Brust mittels Lipofilling bejaht.

Â 

Die erste Operation der KlÃ¤gerin im Bereich der BrÃ¼ste, die am 4. Dezember
2017 durchgefÃ¼hrt wurde, war auch ausweislich der EinschÃ¤tzung der Ã�rzte des
MDK krankheitsbedingt erforderlich, da bei der KlÃ¤gerin eine AnlagestÃ¶rung der
linken Brust mit tubolÃ¤rer Fehlbildung Stadium II bis III bestand. Wie bereits das
SG zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, bestand auch danach noch ein Krankheitszustand
der operativ im Sinne einer Nachkorrektur behandelt werden musste.

Â 

Die KlÃ¤gerin kann sich mit Erfolg auf die Bewilligung einer Rekonstruktion der
BrÃ¼ste im Bescheid vom 11. Oktober 2017 stÃ¼tzen. Der durch den Bescheid der
KlÃ¤gerin zugebilligte Anspruch wurde nicht vollstÃ¤ndig durch die operative
Behandlung im Dezember 2017 erfÃ¼llt. Durch die besagte erste Operation wurde
die Krankheit im Sinne der GKV, die letztendlich zur Bewilligung der
Brustrekonstruktion fÃ¼hrte, noch nicht vollstÃ¤ndig beseitigt. Dementsprechend
lÃ¤sst sich auch dem Bericht der operierenden Ã�rztin des K. vom 6. April 2018
entnehmen, dass zum weiteren Ausgleich der Volumenasymmetrie eine zweite
Operation erforderlich sei. Im Befundbericht des K. vom 21. Juni 2019, der im
erstinstanzlichen Verfahren vorgelegt wurde, findet sich der Hinweis, dass sich der
Zustand nach der Operation am 4. Dezember 2017 geringfÃ¼gig gebessert habe;
das â��Leidenâ�� aber weiterhin vorhanden sei. GrundsÃ¤tzlich bestÃ¤tigt wird
dies auch durch die EinschÃ¤tzungen der SachverstÃ¤ndigen des MDK, die darauf
hingewiesen haben, dass es beim Lipofilling normal sei, dass in einer zweiten
Sitzung erneut Fett nachgefÃ¼llt werden mÃ¼sste, da das Eigenfett, das bei der
ersten Sitzung transplantiert worden sei, zum Teil resorbiert werde, oder sich
manchmal sog. Ã�lzysten bildeten.

Â 

DafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin aus dem besagten Bescheid vom 11. Oktober 2017
einen Anspruch herleiten kann, spricht auch der folgende Gesichtspunkt: Der
Versicherte hat gegenÃ¼ber der KK einen Beschaffungsanspruch, der als
Rahmenrecht besteht, wÃ¤hrend der Arzt dessen Inhalt zu konkretisieren hat.
Welchen Inhalt der vom Gesetz zugesagte Behandlungsanspruch im einzelnen
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Leistungsfall tatsÃ¤chlich hat, wird weder vom Gesetz noch von der KK vorgegeben,
sondern richtet sich nach den medizinischen BedÃ¼rfnissen des Erkrankten, Ã¼ber
die der Behandler zu entscheiden hat. Der Anspruch auf Behandlung im Sinne eines
bestimmten Tuns oder Unterlassens entsteht in aller Regel erst im Lauf der
Behandlung dadurch, dass der Leistungserbringer die ersten Behandlungsschritte
festlegt (vgl. dazu Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 23. April 1996, 1 RK 20/95
zitiert nach juris). In welcher Form und Umfang die mit dem Bescheid vom 1.
Oktober 2017 bewilligte MaÃ�nahme durchzufÃ¼hren ist, obliegt deshalb der
Entscheidung der durchfÃ¼hrenden Ã�rzte. Dieser EinschÃ¤tzung ist gemessen an
der Rechtsprechung des BSG eine besondere Bedeutung zuzuerkennen. Die Frage,
ob eine operative Nachkorrektur erforderlich ist, fÃ¤llt demnach vornehmlich in den
Entscheidungsbereich der behandelnden Ã�rzte (vgl. dazu auch Urteil des
erkennenden Senats vom 28. Oktober 2020, L 4 KR 147/18).

Â 

Dies gilt selbstverstÃ¤ndlich dann nicht, sofern die Nachkorrektur ausschlieÃ�lich
einer kosmetischen Indikation folgt. Davon kann vorliegend allerdings ausweislich
des Befundberichtes des G. Klinikums vom 27. Juni 2019 nicht ausgegangen
werden. Beschrieben wird ein Zustand nach Rekonstruktion der Brust, mit zwar
gebesserter, aber weiterhin bestehender Volumenasymmetrie. Der erkennende
Senat folgt hier nicht der EinschÃ¤tzung des MDK, wonach die Volumendifferenz als
zu gering fÃ¼r eine operative Nachkorrektur anzusehen sei.

Â 

Gegen einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf Nachkorrektur spricht auch nicht, dass sich
die operierenden Ã�rzte nach dem bewilligenden Bescheid vom 11. Oktober 2017
gegen eine Silikonimplantation und fÃ¼r einen Lipotransfer entschieden haben. Hier
gilt das bereits oben Gesagte: Die Konkretisierung des Beschaffungsanspruchs des
Versicherten obliegt nicht der KK, sondern den behandelnden Ã�rzten. Im
vorliegenden Fall haben sich diese aufgrund des Alters der KlÃ¤gerin und der
anatomischen Gegebenheiten gegen ein Silikonimplantat entschieden (vgl. Bericht
des L. vom 6. Dezember 2017) und einen Lipotransfer durchgefÃ¼hrt.Â  

Â 

Die KlÃ¤gerin hat aus den genannten GrÃ¼nden einen Anspruch auf die begehrte
operative MaÃ�nahme. Auf das Vorliegen der Voraussetzungen des
sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs kam es dabei â�� entgegen der Auffassung
des SG â�� nicht an.

Â 

Die Berufung der Beklagten kann keinen Erfolg haben.

Â 
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20RK%2020/95
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%204%20KR%20147/18


 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde, die die Zulassung der Revision rechtfertigen kÃ¶nnten (Â§ 160 Abs. 2
SGG), sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 10.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            10 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

